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539. Vereinbarung zur Ergänzung des Vertrages zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepu-
blik Deutschland über zoll- und paßrechtliche Fragen, die sich an der österreichisch-
deutschen Grenze bei Grenzbauwerken ergeben

540. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Diperoxydodecandisäure, 42%
(DPDDA)

538. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. September 1986 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über die Erhal-
tung der europäischen wildlebenden Pflanzen
und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen über
die Erhaltung der europäischen wildlebenden
Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebens-
räume (BGBl. Nr. 372/1983) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Bundesrepublik Deutschland 13. Dezember 1984
Finnland 9. Dezember 1985
Griechenland 13. Juni 1983
Norwegen 27. Mai 1986
Schweden 14. Juni 1983
Spanien 27. Mai 1986
Türkei 2. Mai 1984

Die nachstehend angeführten Staaten haben
anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsur-
kunden folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärun-
gen abgegeben:

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Der Ständige Vertreter erklärt im Namen seiner
Regierung, daß dieses Übereinkommen mit Wir-
kung des Tages, an dem es für die Bundesrepublik
Deutschland in Kraft tritt, auch für das Land Berlin
gilt.

FINNLAND

„In Übereinstimmung mit Art. 22 Abs. 1 legt
Finnland einen Vorbehalt in bezug auf folgende in
den Anhängen II und III aufgeführte Arten ein:

NORWEGEN

„Bezüglich der in Anhang IV aufgeführten Ver-
bote wird hinsichtlich der Verwendung halbauto-
matischer Waffen, deren Magazin mehr als zwei
Patronen aufnehmen kann, für die Jagd auf die fol-
genden in Anhang III aufgeführten Arten ein Vor-
behalt gemacht: Rothirsch (Cervus elaphus), Reh
(Capreolus capreolus), Elch (Alces alces).

Dieser Vorbehalt gilt weiters für die Verwen-
dung halbautomatischer Waffen für den im Ein-
klang mit den norwegischen Gesetzen und Vor-
schriften durchgeführten Robben- und Walfang.

In Übereinstimmung mit Artikel 21 Absatz 1 fin-
det dieses Übereinkommen auf das kontinentale
Hoheitsgebiet des Königreiches Anwendung.

Bezüglich der beiden Hoheitsgebiete des König-
reiches, Svalbard und Jan Mayen, wird die Regie-
rung von Norwegen im Einklang mit diesem Über-
einkommen mit einem Vorbehalt bezüglich der
Erhaltung und der Hege und Nutzung der Popula-
tion des arktischen Fuchses (Alopex lagopus) in
Svalbard die nationale Politik zur Erhaltung wildle-
bender Pflanzen und Tiere sowie ihrer natürlichen
Lebensräume fördern.

Die Regierung von Norwegen verpflichtet sich,
ihre Bemühungen um den Schutz der in den
Anhängen II und III aufgeführten wandernden
Arten, deren Verbreitungsgebiet bis Svalbard oder
Jan Mayen reicht, mit den Bemühungen anderer
Vertragsparteien auf der Grundlage der Zusam-
menarbeit zu koordinieren.
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Die Regierung von Norwegen bestätigt, daß
nichts in dem Übereinkommen über die Erhaltung
der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere
und ihrer natürlichen Lebensräume Norwegens
Verpflichtungen gegenüber in bereits bestehenden
internationalen Übereinkünften enthaltenen
Bestimmungen bzw. bereits angenommenen —
oder noch anzunehmenden — Beschlüssen beein-
trächtigt."

SPANIEN

„1. Vorbehalt bezüglich der in Anhang IV aufge-
führten verbotenen Mittel und Methoden des
Tötens: ein Vorbehalt wird für die Dauer von drei
Jahren bezüglich des Verbotes der Verwendung
automatischer oder halbautomatischer Waffen,
deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen
kann, sowohl hinsichtlich des Tötens von Säugetie-
ren als auch von Vögeln gemacht.

2. Bezüglich der in Anhang II als „streng
geschützte Tierarten" aufgeführten Tierarten
„Canis lupus", „Sturnus unicolor", „Lacerta
lepida" und „Vipera latasti", „Carduelis carduelis",
„Carduelis chloris", „Carduelis cannabina" und
„Serinus serinus" wird ein Vorbehalt gemacht.
Diese Tierarten werden in Spanien als „geschützte
Tierarten" gelten, die jene Art des Schutzes genie-
ßen, die im Übereinkommen für die in Anhang III
aufgeführten Arten vorgesehen ist."

Verbotene Mittel und Methoden des Tötens,
Fangens und anderer Formen der Nutzung:

Säugetiere:

Halbautomatische oder automatische Waffen,
deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen
kann."

Vranitzky

539. Vereinbarung zur Ergänzung des Vertra-
ges vom 31. Mai 1967 zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutsch-
land über zoll- und paßrechtliche Fragen, die
sich an der österreichisch-deutschen Grenze

bei Grenzbauwerken ergeben

Der Botschafter

der Bundesrepublik Deutschland

Wien, den 10. Oktober 1985

Herr Bundesminister,
ich beehre mich, Ihnen im Namen der Regierung

der Bundesrepublik Deutschland unter Bezug-
nahme auf Artikel 1 Absatz 3 des Vertrags vom
31. Mai 1967 *) in der Fassung des Vertrags vom
27. April 1983 zur Änderung des Vertrags vom
31. Mai 1967 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich über
zoll- und paßrechtliche Fragen, die sich an der
deutsch-österreichischen Grenze bei Grenzbauwer-
ken ergeben **), folgende Vereinbarung vorzu-
schlagen:

») Kundgemacht in BGBl. Nr. 339/1970
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 12/1985
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Das Verzeichnis der Grenzbrücken (Abschnitt II
der Anlage I zum Vertrag) wird wie folgt ergänzt:

Nach der Grenzbrücke unter Nr. 40 wird aufge-
nommen:

„40 a. Brücke über den Steinbach an der Bun-
desstraße Melleck—Lofer bei Grenzstein
182/9."

Falls sich die Österreichische Bundesregierung
mit diesem Vorschlag einverstanden erklärt,
schlage ich vor, daß diese Note und die entspre-
chende Antwortnote Eurer Exzellenz eine Verein-
barung zwischen unseren beiden Regierungen bil-
den, die am ersten Tag des dritten Monats in Kraft
tritt, der auf jenen Monat folgt, in dem die Regie-
rungen einander mitgeteilt haben, daß die jeweili-
gen innerstaatlichen Voraussetzungen für das
Inkrafttreten erfüllt sind.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Hans Heinrich Noebel m. p.

Seiner Exzellenz
dem Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
Herrn Leopold GRATZ
Wien

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
Wien, am 10. Oktober 1985

Herr Botschafter!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom

10. Oktober 1985 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, . . . (es folgt der weitere Text
der Eröffnungsnote) . . . Voraussetzungen für das
Inkrafttreten erfüllt sind."

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die
Österreichische Bundesregierung damit einverstan-
den ist, daß Ihre Note und diese Antwortnote eine
Vereinbarung unserer beiden Regierungen bilden,
die am ersten Tag des dritten Monats in Kraft tritt,
der auf jenen Monat folgt, in dem die Regierungen
einander mitgeteilt haben, daß die jeweiligen Vor-
aussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind.

Empfangen Sie, Herr Botschafter, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Leopold Gratz m. p.
Seiner Exzellenz
dem Botschafter
der Bundesrepublik Deutschland
Herrn Hans Heinrich NOEBEL
Wien

Die Vereinbarung tritt am 1. Dezember 1986 in
Kraft.

Vranitzky

540.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Diperoxy-
dodecandisäure, 42 % (DPDDA)

(1) Abweichend von Rn. 2550 und 2551 der
Anlage A des ADR darf Diperoxydodecandisäure,
höchstens 42% mit mindestens 56% Natriumsulfat
(DPDDA, 42%), als Stoff der Klasse 5.2 der
Anlage A des ADR unter folgenden Bedingungen
im Straßenverkehr befördert werden:

1. Verpackung

1.1 Zusammengesetzte Verpackungen

1.1.1 Zulässige Innenverpackungen mit einem
höchstzulässigen Füllgewicht je Innenverpak-
kung:
— Beutel aus Kunststoffgewebe oder Kunst-

stoffolie (5 kg),
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— Dosen, Faltschachteln oder Kisten aus
Kunststoff (10 kg),

— Gefäße zB Flaschen aus Kunststoff
(30 kg),

— Säcke aus Kunststoffgewebe oder Kunst-
stoffolie (50 kg).

1.1.2 Zulässige Außenverpackungen
— Kisten aus Naturholz (Typ 4C1 oder

4C2),
— Kisten aus Sperrholz (Typ 4P),
— Kisten aus Holzfaserwerkstoff (Typ 4F),
— Kisten aus Pappe (Typ 4G),
— Fässer aus Sperrholz (Typ 1D),
— Fässer aus Pappe (Typ 1G).

1.2 Kombinationsverpackungen (Kunststoff) mit
Innengefäßen aus Kunststoff und
— einer fäßförmigen Schutzverpackung aus

Sperrholz (Typ 6HD1),
— einer fäßförmigen Schutzverpackung aus

Pappe oder (Typ 6HG1),
— einer Schutzverpackung aus Pappe in

Kistenform (Typ 6HG2).

2. Baumusterprüfung

Die Eignung der Verpackungen (mit Innen-
verpackung) muß durch eine Baumusterprü-
fung nach den Vorschriften des Anhangs A.5
zur Anlage A des ADR bei einer im Versand-
land behördlich anerkannten Prüfanstalt/
Prüfstelle nachgewiesen sein. Es sind die
Bestimmungen für Stoffe der Verpackungs-
gruppe II anzuwenden.

3. Zulassung und Kennzeichnung

3.1 Die Bauart der Außenverpackung gem. Ziffer
1.1.2 und der Verpackungen gem. Ziffer 1.2
muß nach den Vorschriften des Anhangs A.5
zur Anlage A des ADR zugelassen sein.

3.2 Jede aufgrund der zugelassenen Bauart her-
gestellte (Außen-)Verpackung muß nach den
Vorschriften des Anhangs A.5 gekennzeich-
net sein.

4. Sonstige Vorschriften

4.1 Ein Versandstück darf nicht mehr als 50 kg
des Stoffes enthalten.

4.2 Die höchstzulässige Beförderungstemperatur
im Sinne von Rn. 52 105 der Anlage B zum
ADR beträgt +40 °C. Sie darf nicht über-
schritten werden.

4.3 In einer Beförderungseinheit dürfen entspre-
chend der Rn. 52 401 der Anlage A zum
ADR nicht mehr als 10 000 kg befördert wer-
den.

4.4 Die Grenzmenge im Sinne von Rn. 52 321
der Anlage B zum ADR beträgt 2000 kg.
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4.5 Jedes Versandstück ist mit zwei Zetteln nach
Muster 5 des Anhangs A.9 zur Anlage A des
ADR zu versehen.

4.6 Die übrigen für organische Peroxide der
Gruppe E der Klasse 5.2 geltenden Vorschrif-
ten sind entsprechend anzuwenden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, den 5. 9. 1986

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 3. 4. 1986

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Bredemeier

Vranitzky
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